
FORUM

G ewiss ist für manche Demonstran-
ten der Protest das Ziel, selbstver-
ständlich sind die Argumente man-

cher Occupy-Anhänger schwach, zweifel-
los mischen sich Gewaltbereite unter Frie-
densdemonstranten, selbstredend vertei-
digen viele Gutsituierte und Kommunikati-
onsfähige in Stuttgart und an anderen Or-
ten Partikularinteressen, freilich hat die
Protestkultur mit ihrer Revolutionsästhe-
tik à la „Che Guevara“ längst die Modewelt
erreicht, und trotzdem sollte man den ge-
sellschaftlichen Nutzen sozialer Protestbe-
wegungen nicht unterschätzen.

Erstens kann davon ausgegangen wer-
den, dass zivilgesellschaftliche Protestbe-
wegungen auf Missstände hinweisen, für
Gefahren sensibilisieren und Politik und
Institutionen zum Handeln bewegen. Auch
wenn die Forderungen der Occupy-Bewe-
gungen nicht eins zu eins in den Regulie-
rungsbemühungen der Politiker gemün-
det sind, werden Politiker und Institutio-
nen (z. B. die Europäische Zentralbank) mit
Slogans wie „We are the 99%“ ermahnt
und erinnert, Banken zum Wohle der Allge-
meinheit zu regulieren.

Die von der globalisierungskritischen
Protestbewegung Attac geforderte Finanz-
transaktionsteuer hat ernsthafte Chancen,
in Deutschland und Teilen Europas schon
bald umgesetzt zu werden. Die seit rund
40 Jahren bestehende Anti-Atom-Bewe-
gung hat einen noch weitergehenden Aus-
bau der Atomenergie wahrscheinlich ver-
hindert, wobei eine zu einem früheren Zeit-
punkt eingeleitete Energiewende Milliar-

den an Fehlinvestitionen eingespart hätte.
Aktuelle Proteste gegen den im Rahmen
der Energiewende notwendigen Netzaus-
bau, reduzieren die Geschwindigkeit beim
Aufbau einer neuen Suprainfrastruktur.

Natürlich kostet dieses Gegenstromprin-
zip Geld und wertvolle Zeit, aber gleichzei-
tig ergibt sich dadurch die Möglichkeit der
Reflexion. So besteht die Gefahr, dass trotz
der allgemein akzeptierten Notwendig-
keit, im Rahmen der Energiewende nach
dezentralen Lösungen zu suchen, auf-
grund des hohen Zeitdrucks dann doch in
einer zu großen räumlichen Skalierung ge-
dacht wird und zu sehr zentrale Elemente
verfolgt werden. Proteste vor Ort, zum Bei-
spiel gegen neue Starkstromtrassen, kön-
nen helfen, die richtige Balance zwischen
dezentralen und zentralen Lösungen der
Energiewende zu finden und die Bevölke-
rung vielfältig zu beteiligen.

Notwendige Rückkopplungen und Wi-
derstand gegen Fehlentwicklungen entste-
hen zweitens durch räumliche Nähe, wobei
neue Protestformate dezentral entstehen,
aber multilokale Lerneffekte freisetzen. So
ist Occupy Wallstreet, angeregt durch den
Arabischen Frühling, im New Yorker Fi-

nanzbezirk entstanden und wurde an vie-
len Finanzplätzen imitiert. In Frankfurt ok-
kupierte die Bewegung den Vorgarten der
EZB und man kann hoffen, dass dies zu ei-
ner europäischen Zentralbankpolitik bei-
trägt, bei denen die Menschen und nicht
die Märkte im Mittelpunkt stehen.

Welt(finanz)städte definieren sich in
der Regel über ihre politische und ökono-
mische Macht, die sich durch Kapitalakku-
mulation und in der Präsenz multinationa-
ler Konzerne ausdrückt. Dabei wird überse-
hen, dass Städte und Metropolen mehr als
Wirtschaftsstandorte sind und sich vor al-
lem durch ihre Bürgerinnen und Bürger,
Nichtregierungsorganisationen, Protestbe-
wegungen und andere artikulieren.

Eine funktionierende und wachsame Zi-
vilgesellschaft kann daher drittens ein
(wirtschaftlicher) Standortvorteil sein, da
systemische Risiken sichtbar werden und
soziale Innovationen entstehen. So kön-

nen Städte und Regionen ihre Potenziale
durch Vielfalt und heterogene Lebens-
und Arbeitsstile entfalten und Alternati-
ven erproben. Es ist denkbar, dass an einer
langfristigen Entwicklung orientierte In-
vestoren sich zukünftig an den Finanz-
und Handelsplätzen niederlassen, die sich
durch Seriosität und Verlässlichkeit aus-
zeichnen. Zumal, wie der Soziologe Manu-
el Castells in seinem aktuellen Buch über
soziale Bewegung feststellt, es nicht mehr
um die Rezeption vergangener Ideologien
geht und die Occupy Bewegungen keines-
falls den Kapitalismus abschaffen wollen,
sondern vielmehr die aktuelle Funktions-
weise des Finanzkapitalismus und die Rol-
le der Regierung kritisch reflektieren.

In diesem Sinne ließe sich darüber nach-
denken, ob nicht internationale Institutio-
nen zukünftig an den Orten anzusiedeln
sind, an denen eine wachsame Zivilgesell-
schaft und eine lebendige friedliche Pro-
testkultur vorzufinden ist. Dies klingt über-
zeichnet, aber ganz sicher profitieren Städ-
te und Regionen von einer Heterogenität
an Kulturen und Lebensstilen.

Viertens können endogen entstandene
Protestbewegungen, die nicht durch politi-

sche Parteien, vermögende Privatpersonen
oder Unternehmen unterstützt werden, ein
Meinungsbild der Bevölkerung widerspie-
geln beziehungsweise dieses beeinflussen.
Als Soziale Innovationen können Protestbe-
wegungen zu wichtigen gesellschaftlichen
Veränderungen führen. Aus einer von weni-
gen Hippies getragenen Anti-Atomkraft-
Bewegung der 1970er ist ein in breiten Tei-
len der Bevölkerung getragenes Meinungs-
bild entstanden, was – angeheizt durch die
GAUs in Tschernobyl und Fukushima – die
Politik zur Energiewende bewegt hat.

Die seit mindestens 40 Jahren vermehrt
entstandenen Protestbewegungen sind
ein Symbol einer sich engagierenden Bevöl-
kerung, die sich weniger in Vereinen orga-
nisiert, als vielmehr werteorientiert auf
der Straße ehrenamtlich um die Zukunft
kümmert. Dies ist auch ein Zeichen eines
in Teilen gut funktionierenden Bildungs-
systems und einer Demokratie, die Teilha-
be ermöglichen und Empörung aktivieren.

Beides, wie auch die Argumente einiger
Protestler, sind verbesserungswürdig. Da-
zu sollte man Unterstützung anbieten, an-
statt das zivilgesellschaftliche Potenzial
als Berufsdemonstrantentum abzutun.
Bei vielen lokalen US-amerikanischen Oc-
cupy-Bewegungen ist dieses Bestreben,
beispielsweise im Rahmen von Occupy-
Universitäten, von unten entstanden.

Allerdings – und dies darf keinesfalls au-
ßer Acht gelassen werden – muss die Ge-
sellschaft Wege finden, wie mit diesen neu-
en „postrepräsentativen“ Formen der De-
mokratie umgegangen werden kann. Auch

wenn dieses zivilgesellschaftliche Engage-
ment ein Gegengewicht zu dem Lobbyis-
mus der Wirtschaft darstellt, ist es wichtig,
Formen und Wege der Einflussnahme auf
politisches Handeln zu verstehen und
transparent zu machen. Dabei muss insbe-
sondere verhindert werden, dass Beteili-
gung und Schaffung von Gestaltungs-
macht einer urbanen umweltfreundlichen
Elite oder denjenigen, die ihre Partikularin-
teressen verfolgen, überlassen wird.

Die herrschenden Umstände und zivilgesellschaft-
liche Protestbewegungen werden häufig als Ge-
gensatz gesehen – von beiden Seiten übrigens. Da-
bei sind sie erst zusammen stark, meinen die Auto-
ren des Gastbeitrags. Dass beide Stadt- und Raum-
planer sind, ist dabei wohl kein Zufall.
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Internationale Institutionen
sollten sich gerade an Orten mit
Protestkultur ansiedeln
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